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D
as Geld ist das Mindeste.
Der Bürgerkrieg im Jemen
dauert seit Jahren an. Er

hat das Land schwer gezeichnet.
Über die Hälfte der Bevölkerung
ist auf Nahrungsmittel-Hilfe an-
gewiesen, Hunderttausende
Kinder hungern. Die Uno spricht
von der größten humanitären
Katastrophe weltweit.

Es ist das Mindeste, hier zu
helfen, und nicht wie im vergan-
genen Jahr die Uno mit ihrem
Flehen nach Unterstützung al-
leine zu lassen: Nur etwa die
Hälfte der damals benötigten
drei Milliarden Euro kamen da
zusammen – in einem Jahr, in
dem Länder für die Corona-Hilfe
dreistellige Milliardensummen
ausgaben. Es war eine Schande.

Der Jemen-Konflikt ist einer,
der leicht vergessen oder ver-
drängt wird – die Pandemie hat
dies noch verstärkt. Es mag an
der Vielschichtigkeit der Aus-
einandersetzung liegen. Der
Bürgerkrieg, in dem sich regio-
nale und ethnische Konflikte
mischten, wird verstärkt und
verlängert durch das Eingreifen
des Iran auf Seite der Huthi-Re-
bellen und Saudi-Arabiens auf
der Seite der Regierungskoaliti-
on. Es geht um den Einfluss in ei-
ner hoch fragilen Region.

Immer wieder hat es Anläufe
zur Befriedung gegeben, immer
wieder sind sie gescheitert. Das
ist kein Grund, die Bemühungen
aufzugeben. Die Einstellung von
Waffenlieferungen nach Saudi-
Arabien, wie sie die USA nun an-
gekündigt hat, kann ein Schritt
dazu sein. Weil die USA dem Iran
wohl kaum einen Triumph über-
lassen wird, dürften Friedens-
verhandlungen schwierig genug
werden. Aber die Kräfte dafür
müssen gesammelt werden. Das
Zuschauen, das Verdrängen und
dasVergessen sind keine Option.

Herr Professor Kingreen, die
Reihenfolge der Corona-Imp-
fungen in Deutschland ist an ei-
ne politisch festgelegte Priori-
sierung besonders bedürftiger
Gruppen gekoppelt. Lehrerin-
nen oder Erzieher standen bis-
langnichtobenaufderListe,ob-
wohl Schulen und Kitas jetzt
mehr und mehr öffnen. Der
Impfstoff der Firma Astrazene-
ca durfte bislang nur an Jüngere
verimpft werden, fällt also für
die höher priorisierten Älteren
aus. Passen die Regeln noch zur
Realität?
Die Diskussion darüber kommt zur Unzeit. Man
hätte sie im vorigen Jahr führen und die Priori-
sierung dann in einem Parlamentsgesetz statt
in einer Verordnung regeln sollen. Ein ordent-
liches Gesetzgebungsverfahren beteiligt die
Opposition, ermöglicht Partizipation der Zivil-
gesellschaft durch Anhörungen von Verbänden
undQualitätssicherungdesRechtsdurchBetei-
ligung von Sachverständigen. In der Verfas-
sungsrechtswissenschaft wird es verbreitet für
verfassungswidrig erachtet, dass die Priorisie-
rungnichtdurcheinGesetzerfolgtist.Stattdes-
sen lädt man normativ-ethische Entscheidun-
gen bei der Ständigen Impfkommission ab, die
dafür überhaupt keine Legitimation hat.

Warum sollte man angesichts neuer Lagen
und Erfordernisse einmal getroffene Ent-
scheidungen nicht noch einmal neu disku-
tieren und dann womöglich auch revidie-
ren?
Es ist für dasVertrauen in die Impfgerechtigkeit
nicht besonders günstig, wenn jede Woche eine
andere Gruppe mit mehr oder weniger guten
Gründen fordert, vorrangig geimpft werden zu
werden.Vorletzte Woche waren es dieVertrags-
ärzte, diese Woche die Lehrkräfte und irgend-
wann wird auch jemand auf die Idee kommen,
dass jetzt mal Hochschullehrer geimpft werden
müssten.

DasFesthaltenamBestehendenisteineFra-
gederOpportunitätmitBlickaufdengesell-
schaftlichen Frieden?
Es darf jedenfalls nicht der Eindruck entstehen,
dass sich die durchsetzen, die am lautesten
schreien oder die stärkste Lobby haben. Und
wer jetzt sagt, „wir sollten eher dran sein“, der
müsste eigentlich auch dazusagen, wer sich da-
für dann weiter hinten anstellen muss. Ganz
konkret: Jede Veränderung in der Impfabfolge
ginge – sofern es nicht den Impfstoff von As-
trazeneca betrifft– zulasten der 70- bis 79-Jäh-
rigen, die nach den geltenden Regeln jetzt an

sich an die Reihe kämen. Dafür
gibt es auch sehr gute Gründe,
denn das Lebensalter ist nach wie
vor das größte Risiko für schwere
beziehungsweise tödliche Verläu-
fe. Damit ich nicht missverstan-
den werde: Lehrkräfte haben ja
durchaus gute Gründe für ihren
Ruf nach vorrangiger Impfung.
Aber gute Gründe haben im Mo-
ment sehr viele. Zu viele, solange
es nicht ausreichend Impfstoff
gibt.

Der Impfstoff von Astrazeneca
erweist sich als Ladenhüter.

Aber wenn jemand sich danach drängelt,
drohenhoheStrafen.Wiepasstdasdennzu-
sammen?
In dieser Phase der Impfstoffknappheit kann es
nicht sein, dass Menschen meinen, sie könnten
sich den Impfstoff aussuchen. Ich halte das für
hochproblematisch, gerade mit Blick auf dieje-
nigen, die gerne geimpft werden würden, aber
noch nicht dran sind. Wir werden die Pandemie
doch als Gesellschaft nur in den Griff bekom-
men, wenn möglichst schnell möglichst viele
Menschen geimpft werden. Impfstoffe wie As-
trazeneca, die bislang für Ältere nicht empfoh-
len werden, können bereits nach geltendem
Recht an Menschen aus der Prioritätsgruppe 2
verimpft werden. Dazu gehören jetzt auch Leh-
rerinnen und Lehrer an Grundschulen und das
Kita-Personal. Die Hauptschwierigkeit mit As-
trazeneca ist ja ohnehin nicht, dass ihn manche
Leute nicht haben wollen, sondern dass man of-
fenbar nicht darauf vorbereitet war, flächende-
ckend bereits Personen aus der Prioritätsgrup-
pe 2 zu impfen. Aber auch das ist eben ein An-
wendungsproblemundnichteineFragederÄn-
derung des geltenden Rechts.

Und die „Impfdrängler“?
Hier besteht Regelungsbedarf. Alle Impfzen-
tren und alle sonstigen impfenden Einrichtun-
gen wie etwa Krankenhäuser und Pflegeheime
müssen verpflichtet werden, Wartelisten zu
führen. Damit stellt man sicher, dass bei übrig
gebliebenemImpfstoffdiejenigengeimpftwer-
den, die dran sind und nicht „rein zufällig“ Bi-
schöfe, Bürgermeister, Amtsleiter oder Ge-
schäftsführer von Pflegeeinrichtungen inklusi-
ve Familienmitgliedern.

Wie vor einigen Tagen im Fall des zurückge-
tretenen FDP-Landtagsabgeordneten
Ralph Bombis und seines „Umfelds“.
Das ist nicht nur unanständig, sondern auch
rechtswidrig. Bei Krankenhäusern und Pflege-
einrichtungen benötigen wir daher dringend
Dokumentationspflichten, die verhindern,
dass Personal ohne unmittelbaren Patienten-
kontakt geimpft wird. Das bedeutet zwar einen
Zusatzaufwand.Aberwennnachwievortäglich
Menschen sterben, weil sie nicht rechtzeitig
Impfstoff bekommen, sollte es uns das wert
sein.

Das Gespräch führte
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” Wer sagt, »wir sollten
eher dran sein«, müsste auch
sagen, wer sich dann dafür
weiter hinten anstellen muss

N
RW-Gesund-
heitsminister
Karl-Josef Lau-

mann (CDU) will jetzt
impfen, „was das
Zeug hält“. Das ist
dringend notwendig.
Da die Kontaktbe-
schränkungen und
die Schließung von Handel und
Gastronomie angesichts der an-
steigenden Inzidenzen im Er-
gebnis wohl für die Katz waren,
ist der Ausblick auf einen mög-
lichst schnellen Impftermin für
viele der einzige Hoffnungs-
schimmer.

Nicht der Blick auf Grenzwer-
te, sondern allein das Tempo der
Impfungen wird entscheiden,
wieschnelldieMenschenwieder
zu einer Art Normalität zurück-
kehrenkönnen.DaderImpfstoff
aber viel zu knapp ist und die
Zahl der Berechtigten steigt,
wird es zunehmend komplexer,
eine gerechte Abfolge zu organi-
sieren. Es darf nicht sein, dass

Impfdrängler von der
schlechten Impflo-
gistik profitieren
oder der kostbare
Stoff am Ende wegge-
worfen werden muss.

Bei der Impfstoff-
logistik kann der Ein-
satz digitaler Technik

wertvolle Unterstützung leis-
ten. In Duisburg werden Impf-
reste bereits mit einer Software
namens „Impfbrücke“ per SMS
an Impfwillige verteilt. Das Pro-
jekt sollte zum Vorbild für NRW
werden.AutomatisierteVorgän-
ge laufen präziser und schneller
ab. Anrufe in Callcentern und
postalische Rückmeldungen
sind aus der Zeit gefallen. Auch
Gesundheitsminister Karl-Josef
Laumann fasst die Digitalisie-
rung des Impfprozesses mit spit-
zen Fingern an. Das könnte ein
fataler Fehler sein. Spätestens
im Sommer, wenn die große
Impfwelle für alle rollt, hilft die
Zettelwirtschaft nicht weiter.

O
laf Scholz ha-
be den
Charme einer

Büroklammer, spot-
ten manche in der
SPD. „Na und – die
Deutschen mögen
Büroklammern“, ent-
gegnen andere.

Deutschland befindet sich in
einemWahljahr, indemdieMen-
schen zunehmend realisieren
werden, dass Kanzlerin Angela
Merkel tatsächlich nicht noch
einmal antritt. Auch wenn noch
nicht klar ist, mit wem an der
Spitze Union und Grüne in die
Wahl ziehen, so ist bereits jetzt
sicher: Die SPD hat mit Scholz
den Kandidaten mit der größten
Erfahrung. Er kann Stabilität in
der Corona-Krise verkörpern
und steht wie kein anderer für
Merkels Wahlspruch „Sie ken-
nen mich“.

Das Problem ist: Scholz hat
für diese Art von Kampagne
nicht den richtigen Gegner. Ge-
gen Friedrich Merz hätte er sich
als wahrer Erbe Merkels in Szene
setzen können. Doch der neue

CDU-Chef Armin Laschet ver-
schrecktkeineWähler inderMit-
te. Und der CSU-Vorsitzende
Markus Söder überlegt – ganz
nach Merkels Art – immer neu,
wo er SPD und Grünen ein The-
ma wegnehmen kann. Ohnehin
müsste die SPD erst mal wieder
an den Grünen vorbeiziehen.

Trotz alledem könnte man
Scholz jederzeit nachts um drei
wecken und er würde sagen, dass
er Kanzler werden kann. Man
kann das für Hybris halten, aber
es ist die Einstellung, die ein

Kandidat braucht.
Diesmal könnten – je
nach Koalition – 23
Prozent ausreichen,
um Kanzler zu wer-
den.

Scholz steht aller-
dings vor einem Wi-
derspruch, den er

kaum auflösen kann. Einerseits
stellt er als Kandidat ein Ange-
bot an bisherige Merkel-Wähler
dar. Andererseits ist die Macht-
option, mit der er es noch am
ehesten ins Amt schaffen könn-
te, eine, die diesen Wählern we-
nig behagen dürfte: eine Koaliti-
on mit Grünen und Linken.

Das Programm, das Scholz
jetzt vorgelegt hat, passt sowohl
zur Partei als auch zum Kandida-
ten. Anders als etwa Peer Stein-
brück hat Scholz sich nie im We-
sentlichen gegen die Partei pro-
filiert. Die SPD will einen stärke-
ren Beitrag der Vermögenden
zumGemeinwesenunddenMin-
destlohn erhöhen. Sie will die
wirtschaftlichen Potenziale der
Digitalisierung nutzen und zu-
gleichdieArbeitnehmervorEnt-
grenzung schützen. Sie will die
Industrie stärken und den Kli-
mawandel bekämpfen.

Es ist der Versuch der SPD,
noch einmal mit dem klassi-
schen Ansatz einer Volkspartei
um Wähler zu werben. Um er-
folgreich zu sein, muss die SPD
sowohl die Arbeiterklientel als
auch diejenigen, die es auch mit
Hilfe ihrer Bildungspolitik an die
Universitäten geschafft haben,
mobilisieren. Ein faires Angebot
an die wirtschaftlich Schwächs-
ten gehört ebenso zur DNA der
Sozialdemokratie.

Viele werden sagen: Die Grü-
nentunmehrfürsKlima,dieLin-
ke will Hartz IV entschiedener
überwinden. Die SPD will eine
Klammer für die Gesellschaft
sein. In diesem Jahr ist es an den
WählerinnenundWählernzusa-
gen, ob sie der SPD diesen Job
noch zutrauen.

” Scholz hat sich
nie im Wesentlichen
gegen die Partei
profiliert
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